
Amtliche Bekanntmachung
der Fachhochschu le Südwestialen

- Verkündungsblatt
der Fachhochschule Südwestfalen -

Nr. 930

Baarstraße 6, 58636 lserlohn

Ausgabe und Tag der Veröffentlichung: 05.07.2019

BACH ELoR.pnÜ FU NGSoRDN U N G

für den

Ve rb u n dstu d i e n g a n g Wi rtsc h afts i n g e n i e u rwes e n

an der Fachhochschule Südwestfalen,
Standort Hagen,

der Hochschule Bochum

und

der Fachhochschule Münster,
Standort Steinfurt

(BPO-VSW|)

vom 23. Mai 2019

Der Wortlaut wird im Folgenden bekannt gegeben:



BACHELOR.PRÜFUNGSORDNUNG

für den

Verb u ndstud ienga ng Wirtschaftsingenieurwesen

an der Fachhochschu le Südwestfalen,
Standort Hagen,

der Hochschu le Bochum

und

der Fachhochschule Münster,
Standort Steinfurt

(BPO-VSW|)

vom
23. Mai 2019

I



Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Hochschulgesetz - HG) vom 16. September 2014 (GV. NRW. 5.547), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. Oktober 2017 (GV. NRW. S. 806) haben die Fachhochschule Südwestfalen, die Hochschule Bochum
und die Fachhochschule Münster die folgende Bachelor-Prüfungsordnung für den Verbu ndstudiengang Wirt-
schaftsingenieurwesen (BPO-VSWI) erlassen:
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Teil 1 ALLGEMEINES

§1
Geltungsbereich der Prüfungsordnung

Diese Prüfungsordnung gilt für die Bachelorprüfung im Verbundstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen an der
Fachhochschule Südwestfalen, Standort Hagen, der Hochschule Bochum und der Fachhochschule Münster,
Standort Steinfurt. Sie regelt gemäß § 64 Abs. 2 HG die Bachelorprüfung in diesem Studiengang.

Ziet des Studiums; Z*ecf 
§03. 

p.tifung; Hochschutgrad

(1) Die Bachelorprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums.

(2) Der Verbundstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen richtet sich in seiner Kombination von Selbststudjenab-
schnitten und Präsenzphasen insbesondere an die Gruppe der Berufstätigen. über die Einbindung von Fern-
studienelementen soll unter Beibehaltung des Praxisbezugs im Fachhochschulstudium die Möglichkeit des be-
rufsbegleitenden Studiums geschaffen werden. Das zur Bachelorprüfung führende Studium s;ll unter Beach-
tung der allgemeinen Studienziele (§ 58 HG) auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse insbesondere
die anwendungsbezogenen lnhalte des Studienfaches vermitteln und befähigen, problemorientierte Methoden
bei der Analyse betrieblicher Vorgänge anzuwenden, praxisgerechte Problemlösungen zu erarbeiten und dabei
auch außerfachliche Bezüge zu beachten. Das Studium soll die schöpferischen und gestalterischen Fähigkeiten
der Studierenden entwickeln und.sie auf die Bachelorprüfung vorbereiten. Eine individuelle Schwerpunktbildung
ist seitens der Studierenden durch die Wahlpflichtmodule möglich.

(3) Durch die Bachelorpri.lfung soll festgestellt werden, ob die oder der Studierende die für eine selbstständige
Tätigkeit im Beruf notwendigen gründlichen Fachkenntnisse eMorben hat und befähigt ist, auf der Grundlale
wissenschaftlicher Erkennlnisse und Methoden selbständig und erfolgreich zu arbeiten.

(4) Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung wird der Hochschulgrad ,,Bachelor of Science" (B.Sc.) im Ver-
bundstudiengang WirtschaftsingenieuMesen verliehen.

§3
Studienvoraussetzungen

(1) Als Voraussetzung für die Aufnahme oder Fortsetzung des Studiums wird die Fachhochschulreife oder eine
als gleichwertig anerkannle Vorbildung (Qualifikation nach 5 a9 HG) sowie der Nachweis einer praktischen Tä-
tigkeit gefordert. Die Fachhochschulreife kann durch einen Hochschulzugang für in der beruflichen Bildung Oua-
lifizierte gemäß der entsprechenden ordnung der beteiligten Hochschuld erJetzt werden.

(2).Der Nachweis einer praktischen Tätigkeit wird erbracht durch eine einschlägige abgeschlossene Berufsaus-
bildung oder eine mindestens dreljährige einschlägige hauptberufliche Tätigkeit-e-ntwedir in den Bereichen Ma-
schinenbau, Elektrotechnik, lnformatik oder artverwändten Gebieten oder im Bereich der Betriebswirtschaft. Die
Entscheidung über die Erfüllung dieser Einschreibungsvoraussetzung kifft die jeweilige Fachhochschule.

(3) Studierende, die im Rahmen der ausbildungsbegleitenden Variante des Verbundstudiengangs das Studium
bereits während der Berufsausbildung aufgenommen haben, müssen den Nachweis gemaä e6satz 2 spätes-
tens bei der Rückmeldung zum achten Fachsemester erbringen.

(4) Studienbewerberinnen und Studienbewerber werden nach Maßgabe des s 49 Abs. 12 HG auf Antrag zu
einer .Einstufungsprüfung zugelassen. Aufgrund der Ergebnisse die-ser Prufurig können sie in einem entsipre-
ch,enden Abschnitt des Studienganges zum Studium zJgelassen werden. Das'Nähere regelt dte EinstufuÄgs-
prüfungsordnung der jeweiligen Hochschule.



§4
Beginn, Regelstudienzeit, Aufbau und Umfang des Studiums

(1) Das Studium kann im ersten Fachsemester nur zum Wintersemester aufgenommen werden. Unter Berück-
sichtigung der Ausrichtung des Verbundstudiums auf Berufstätige beträgt die Regelstudienzeit neun Semester.
Der Studienplan muss so gestaltet sein, dass der berufsqualifiiierende Abschlusl innerhalb der Regelstudien-
zeit erworben werden kann.

(2) Das Studium setzt sich aus Pflichtmodulen, Wahlpflichtmodulen und fakultativen Zusatzmodulen zusammen
und umfasst 180 Leistungspunkte (Credits) nach dem European Credlt Transfer System (ECTS). Ein Leis-
tungspunkt entspricht einem Workload von 25 Stunden.

(3) Pflichtmodule sind für alle Studierenden verbindlich, Wahlpflichtmodule werden aus Katalogen gewählt, Zu-
satzmodule sind freiwillig und können aus dem zugänglichen Angebot der jeweiligen Hochsc"huleirei gewählt
werden.

(4) Die lnhalte, die Qualifikationsziele, die Lehrform, die Teilnahmevoraussetzungen und die Arbeitsbelastung
der einzelnen Module sind im Modulhandbuch festgeschrieben.

(5)Die Form und die Dauer der.Prüfungsleistungen sind im jewejligen Modulhandbuch festgeschrieben. Teil-
nahmevoraussetzungen zu einzernen prüfungsreiatungen .egeit oiesä prüfungsordnung.

16) 
D]e.Hochschule ist verpflichtet, die studierenden beim Zusammenstellen ihrer wahlpflichtmodule zu bera-ten zie-l dieser Beratung ist ein im wahlpflichtbereich fachlich abgestimmtes Studium. Wenn studierende ihrewahlpflichtmodule nach bestimmten Regeln zusammenstellen, -wird 

ihnen auf dem Bächelorzeugnis eineSchwerpunktbitdung beschetnigt. (siehe s16).

§5
Umfang und Gliederung der Bachelorprüfung

(1) Das studium wird mit der Bachelorprüfung abgeschlossen. Die Bachelorprüfung besteht aus den studienbe-gleitend abgeregten prüfungen, der Ba;heroärbeä uno oem aoscnrießenden' Koloq"uir;. 
'--'

(2) Die studienbegleitenden Prüfungen sind M_odulprüfungen, die zu dem zeitpunkt abgelegt werden sollen, indem das entsprechende Modul nach dem stuoienptan aoie.tt'tor."n wird. Der studienplan soll gewährleisten,dass alle Modurprüfungen bis zum Ende des neunien siuoleniämesters abgeregt werden können.

(3) Die Prüfungsverfahren werden so.gestaltel, dass die lnanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristenund der Fristen der Elternzeit ermögliaht wird. Ausfallzeiten dirch die pflege eines Ehegatten, eines eingetra-genen Lebenspartners oder einer od-er eines in gerader Li;ieVeruandten oäer ersten oäoei üers"nwagerten,y"nl ,di9tu, oder dieser pflegebedürftig ist, wärden o-ruit<srcntigt. Für studierende mit einer chronischenKrankheit oder einer Behinderung im siÄne von s z Absatz i sceix r"!t o"r eruri:"i""r.iJuss oie in dieserPrüfungsordnung geregelten Prüiungsbedingungä. !riÄ"tr"g oer oder des studierenden unter BerücksichtFgung nachteirsausgreichender Regetungen uio Linter Berücksi;htigung des Einzerfatts ieit.

§6
Prüfungsausschuss

(1) Für die organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist einPrüfungsausschuss zuständio Zuständiger eruruntsausscrruss als. prüfungsorgan ist der durch die beteillgtenFachhochschulen gebildete iachaussciuss ttil. .i* V"rornÄtudiengang wirtschaftsingenieurwesen. seinezusamme-nsetzung und die Amtszeit seiner Mitgtieäär ,i.niän .i.t' nach den zwlschen den Fachhochschulen fürdie Durchführung des verbundstudiengangs im'Koop"ruiion"rärtrrg und in der Nutzungsvereinbarung des lnsti-tuts für verbundstudien der Fachhoch;hulen r.rororhein-weiträtlnä - rry NRW _;;troifä;e;äJglrrng"n.

(2) Der Prufungsausschuss achtet darauf, 
-dass 

die .Bestimmungen der Bachelorprüfungsordnung, insbesonderehinsictttlich der ordnungsgemäßen 
.Durchführung oe. piütrn!;n eingehalten werden. Er ist inlbesondere zu-ständig für die Entscheidung über widersprüchä gegen in P"rufungsverfahren getrotfene Entscheidungen und



berichtet den beteiligten Fachbereichen regelmäßig über die Entwicklung der Prüfungen und der Studienzeiten
und gibt Anregungen zur Reform des Studiengangs und der Prüfungsordnung.

(3) Der Prüfungsausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben für alle Regelfälle mit Ausnahme der Ent-
scheidung über Widersprüche jedezeit widerruflich auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden, ein anderes
Mitglied des Prüfungsausschusses aus der Gruppe der Professorinnen und Professoren oder auf eine oder
mehrere der im Verbundstudiengang hauptamtlich tätigen Professorinnen und Professoren übertragen.

(4) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder
anwesend sind und die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder der Gruppe der Professorinnen
und Professoren angehören. Er beschließt mit einfacher Mehrhelt; bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt. Das Mitglied des Prüfungsausschusses aus der Gruppe der Studierenden nimmt an der Beratung und
Beschlussfassung bei padagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere bei der Anrechnung oder
sonstigen Beurteilung von Studien- und Prüfungsleistungen und der Bestellung von Prüfenden und Beisitzen-
den, nicht teil. Gleiches gilt für die Beratung und Beschlussfassung über Angelegenheiten, welche die Festle-
gung von Prüfungsaufgaben oder die eigene Prüfung des studentischen Mitglieds betreffen.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme der Prüfungen anwesend zu
sein; ausgenommen ist das studentische Mitglied, soweit es sich in derselben Prüfungsperiode der gleichen
Prüfung zu unterziehen hat.

(6) Die l\ilitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffenfli-
chen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Ver-
schwiegenheit zu verpflichten.

(7) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüg-
lich schriftlich mitzuteilen und zu begründen. Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vorher Gelegenheit iu
rechtlichem Gehör zu geben. § 2 Abs. 3 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen, insbesondere über dle Ausnahme von der Anhorungs- und Beglundungspflicht bei Beurteilungen
wissenschaftlicher und künstlerischer Art. bleibt unberührt.

§7
Prüfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzenden. Zur oder zum Prüfenden darf nur eine
Professorin oder ein Professor oder eine andere nach Landesrecht prüfungsberechtigte person bestellt werden,
die mindestens die entsprechende Bachelorprüfung oder eine vergleichbaie Prüfunglabgelegt oder eine gleich-
wertige Qualifikation erworben hat und, sofern nicht zwingende Gründe eine Abweictiung- erfordern, ii dem
Fachgebiet, auf das sich die Prüfung bezieht, eine einschlägige, selbständige Lehrtätigkeiaausgeübt hat. Sind
mehrere Prüfende zu bestellen, soll mindestens eine prüfende Person in dem betreffenden Fac-hgebiet gelehrt
haben. Zur oder zum Beisitzenden darf nur bestellt werden, wer mindestens die entsprechende-Bache'iorprü-
fung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt oder eine gleichwertige Qualifikation erworben hat (sachkunäige
Beisitzerin oder sachkundiger Beisitzer). Die Prüfenden sind in ihrer Prufungstatigkeit unabhängig.

(2) Für die Bachelorarbeit kann die Kandidatin oder der Kandidat Prüfende vorschlagen. Der Vorschlag soll
nach MÖglichkeit berücksichtigt werden. Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Prufungsverpflichtung
möglichst gleichmäßig auf die Prüfenden verteilt wird.

(3) Der Prufungsausschuss sorgt dafür, dass die Namen der Prüfenden der Kandidatin oder dem Kandidaten
rechtzeitig bekannt gegeben werden. Die Bekanntgabe soll zugleich mit der Zulassung zur prüfung, ln der Re-
gel mindestens zwei Wochen vor der Prüfung oder bei Ausgabe der Bachelorarbeit erfolgen. Die Bekanntgabe
durch hochschulübliche Medien (zum Beispiel lnternet) ist ausreichend.

(4) Die Prüfenden und Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwie-
genheit zu verpflichten.



§8
Anerkennung von Prüfungsleistungen

(1)Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen,
an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien oder in Studiengängen an ausländischen staatli-
chen oder staatlich anerkannten Hochschulen erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern hin-
sichtlich der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den Leistungen besteht, die ersetzt
werden.

(2) Es obliegt der antragstellenden Person, die erforderlichen lnformationen über die anzuerkennende Leistung
bereitzustellen. Die Beweislast dafür, dass ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 die Voraussetzungen für die
Anerkennung nicht erfüllt, liegt beim Prüfungsausschuss.

(3) Entscheidungen über Anträge im Sinne des Absatzes 1 werden innerhalb von drei Monaten getroffen.

(4)Auf Antrag der oder des Studierenden erfolgt auf der Grundlage der Anerkennung nach Absatz 1 die Einstu-
fung in ein Fachsemester, dessen Zahl sich aus dem Umfang der durch die Anerkennung erworbenen ECTS-
Leistungspunkte im Verhältnis zu dem Gesamtumfang der im jeweiligen Studiengang insgesamt erwerbbaren
EcTs-Leistungspunkte ergibt. lst die Nachkommastelle kleiner als fünf, wird auf ganze Semester abgerundet,
ansonsten wird aufgerundet.

(5)Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit anderen Staaten über Gleich-
wertigkeiten im Hochschulbereich (Aquivalenzabkommen) Studierende ausländischer Staaten abweichend von
Absatz 1 begünstigen, gehen die Regelungen der Aquivalenzabkommen vor.

(6) Vereinbarungen über die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen im "learning agreement" im
Rahmen des European Credit Transfer Systems sind verbindlich.

(7)Auf Antrag kann die Hochschule sonstige Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter
Unterlagen anerkennen, wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den Prüfungsleistungen, die sie ersetzen
sollen, nach lnhalt und Niveau gleichwertig sind.

(8) Über die Anerkennung nach den Absätzen 1 bis 7 entscheidet der Prüfungsausschuss, im Zweifelsfall nach
Anhörung der für die Fächer zuständigen Prüfenden.

§s
Bewertung von Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen sind durch Noten differenziert zu beurteilen. Die Noten für die einzelnen Prüfungsleis-
tungen werden von den jeweiligen Prüfenden festgesetzt. Prüfungsleistungen werden in der Regel von einer
Prüferin oder einem Prüfer bewertet. Prüfungen, mit denen der Studiengang abgeschlossen wird, und in Wie-
derholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen keine Ausgleichsmöglichkeit besteht, sind von
mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern zu bewerten.

(2) Sind mehrere Prüfende an einer Prüfung beteiligt, so bewerten sie die gesamte Prüfungsleitung gemeinsam,
sofern nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist. Bei nicht übereinstimmender Beurteilung ergibt sich die
Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gemäß Absatz 4. Hierbei wird nur die erste Dezi-
malstelle hinter dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Wenn eine
prüfende Person eine Note mit mindestens ausreichend und die andere prüfende Person eine Note mit nicht
ausreichend ansetzt und das arithmetische Mittel mit der Folge gebildet wird, dass die Prüfung als nicht bestan-
den gilt, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte prüfende Person bestimmt. lm Fall der mündlichen Prüfung ist
die Prüfung unter Beteiligung eines dritten Prüfers zu wiederholen. Anschließend wird die Note einvernehmlich
von den drei beteiligten Prüferinnen oder Prüfern festgelegt. lst kein Einvernehmen zu erreichen, ergibt sich die
Note aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Einzelbewertungen der drei Prüfenden. Dabei kann
die Prüfungsleistung nur dann als ausreichend oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei der Noten
ausreichend oder besser sind.

(3) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

= eine hervorragende Leistung i

6

1,0; 1,3 = sehr gut



1,7 ,2,0, 2,3

2,7; 3,0; 3,3

3,7,4,0

5,0

bis 1,5
1,6 bis 2,5
2,6 bis 3,5
3,6 bis 4,0
über 4,0

gut

befriedigend

ausreichend

nicht ausreichend

eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt:
eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen ent-
spricht;
eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderun-
gen genügt;
eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforde-
rungen nicht genügt.

(4) Bei der Bildung von Noten aus Einzelnoten und im Falle von Zwischenwerten wird nur die erste Dezimalstel-
le hinter dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

Die Bewerlungen zu den Noten lauten:

sehr gut,
gut,
befriedigend,
ausreichend,
nicht ausreichend.

(5) Für jede mindestens mit ,,ausreichend" (4,0) bewertete Prüfungsleistung werden Leistungspunkte nach
Maßgabe des § 21 vergeben.

§10
Wiederholung von Prüfungsleistungen

(1) Die Bachelorprüfung kann jeweils in den Teilen, in denen sie nicht bestanden ist oder als nicht bestanden
gilt, wiederholt werden. Die Wiederholung sollte in dem auf den erfolglosen Versuch folgenden Semester statt-
finden. Bei nicht bestandenen Modulprüfungen in Form einer Hausarbeit muss jeweils eine neue Hausarbeit
bearbeitet werden.

(2) Modulprüfungen, die nicht bestanden sind oder als nicht bestanden gelten, können zweimal wiederholt wer-
den.

(3) Die Bachelorarbeit und das Kolloquium können bei einer als "nicht ausreichend" benoteten Leistung je ein-
mal wiederholt werden. Dabei wird ein neues Thema ausgegeben.

(4) Eine mindestens als ,,ausreichend" benotete Modulprtifung kann nicht wiederholt werden.

§11
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als "nicht ausreichend" bewertet, wenn die Kandidatin oder der Kandidat zu einem
Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn sie oder er nach Beginn der Prüfung ohne triftige
cründe von der Prüfung zurücktritt oder die Prtrfungsleistung nicht vor Ablauf der Prüfung erbringt. Satz 1 gilt

entsprechend, wenn die Kandidatin oder der Kandidat die Bachelorarbeit oder eine Hausarbeit nicht fristgemäß
abliefert. Wird die gestellte Prüfungsaufgabe nicht bearbeitet oder geht aus der Art der Bearbeitung offenkundig
hervor, dass ein ernsthafter Wille zur Lösung der gestellten Aufgabe gefehlt hat, steht dies der Säumnis nach

Satz 1 gleich.

(2) Die für den nicht fristgerechten Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prü-

iungsausschuss unverzüglich (innerhalb von drei Werktagen nach der Prüfung) schriftlich angezeigt und glaub-

had gemacht werden. tm Krankheitsfalle ist der Nachweis durch Vorlage eines ärztlichen Attests zu erbringen,
welches die krankheitsbedingte Prtlfungsunfähigkeit bescheinigt und spätestens am Tag der Prüfung ausge-

stellt wurde. Dies gilt auch für Prüfungen in den Nachmittags- und Abendstunden oder an Samstagen, gegebe-

nenfalls ist die azlliche Bescheinigung einer NotdiensG oder Notfalleinrichtung beizubringen. Entsprechendes
gilt auch bei Erkrankung der Kandidatin oder des Kandidaten nach Prüfungsantritt. lm Falle der Erkrankung

öines zu betreuenden Kindes ist ebenfalls ein ärztliches Attest vorzulegen. Werden die Gründe vom Prüfungs-

ausschuss anerkannt, so gilt die Prüfung in dem betroffenen Modul als nicht unternommen.



(3) Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis einer Prüfung durch Täuschung oder Benutzung
nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, kann - je nach Schwere des Täuschungsversuchs - die betref-
fende Prüfung als "nicht ausreichend" bewertet werden. Eine Kandidatin oder ein Kandidat, die oder der den
ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der oder dem jeweiligen Prufenden oder der aufsichtfüh-
renden Person in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen wer-
den; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als "nicht ausreichend" bewertet. Die Gründe für den
Ausschluss sind aktenkundig zu machen. Wird die Kandidatin oder der Kandidat von der weiteren Erbringung
einer Prüfungsleistung ausgeschlossen, so kann sie oder er verlangen, dass diese Entscheidung vom Prü-
fungsausschuss überprüft wird. Satz 4 gilt entsprechend bei Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener
Hilfsmittel. Dies gilt entsprechend bei Feststellungen einer prüfenden oder aufsichtführenden Person gemäß
Satz 1 .

TEiI 2 MODULPRÜFUNGEN UND STUDIENLEISTUNGEN

§12
Ziel und Form der Modulprüfungen

(1) Eine Modulprüfung ist eine studienbegleitende Prüfungsleistung in einem gemäß der Prüfungsordnung vor-
gesehenen Modul in Form einer Klausurarbeit (§ 15), einer Klausurarbeit im Antwortwahlverfahren (§ 16), einer
mündlichen Prüfung (§ 17), einer elektronisch gestützten Prtlfung (E-Klausur) (§ 18) oder einer schriftlichen
Hausarbeit (§ 19).

(2) ln den Modulprüfungen soll festgestellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat lnhalt und Methoden
der Prüfungsmodule in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht und die erworbenen Kenntnisse und
Fähigkeiten selbständig anwenden kann.

(3) 
.Der Prüfungsausschuss legt die Prüfungsform, soweit nach dem Modulhandbuch eine Auswahl möglich ist,

in der Regel mindestens vier Wochen vor einem Prüfungstermin im Benehmen mit den prüfenden für älle Stu-
dierenden der jeweiligen Modulprüfung einheitlich und verbindlich fest. lm Falle der Beantragung der Zulassung
zur Modulprüfung über das Onlinesystem muss die Prüfungsform spätestens zwei Wochen 

-voräeginn 
des An'-

meldezeitraums feststehen.

(4) Melden sich zu einer Wiederholungsprüfung, für die eine Klausurarbeit als Prüfungsform festgelegt ist, an
einem Studienort nur wenige Studierende an, sö kann der Prufungsausschuss im Einvärnehmen mit aär prute-
rin oder dem Prüfer diese Klausurarbeit durch eine mündliche Früfung ersetzen, sofern keine angemeldete
Teilnehmerin beziehungsweise kein angemeldeter Teilnehmer widerspiicht. Die Änderung dei erutungstorm
wird spätestens zweiWochen vor dem Termin der prüfung bekannt gegeben

(5) Prüfungsleistungen in einer Modulprüfung können durch gleichwertige Leistungen in einer Einstufungsprü-
fung gemäß den Einstufungsprüfungsordnungen der beteiligten Fachhocischulen irsetzt werden. Sie gellen im
Sinne dieser Prüfungsordnung als Modulpri]fungen.

(6) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung mindestens als ,,ausreichend" bewertet worden
ist.

§13
Zulassung zu Modulprüfungen

(1) zur Ablegung einer Modulprüfung an der beteiligten Hochschule kann nur zugelassen werden, wer

'l an einer der beteiligten Hochschulen eingeschrieben oder als Zweithörerin oder Zweithörer zugelas-
sen ist,

2. die Studienvoraussetzungen gemäß s 3 erfüllt und
3. die in § 21 genannten Zulassungsvoraussetzungen nachgewiesen hat.



(2) Die Zulassung zu einer Modulprüfung in den Modulen ab dem 5. Semester (einschließlich) setzt voraus,
dass in den Modulprüfungen bis zum 4. Semester (einschließlich) mindestens 40 Leistungspunkte erworben
worden sind. Die in Satz 1 genannte Zulassungsvoraussetzung gilt nicht für Prüfungen in Modulen, die aus-
schließlich durch eine Hausarbeit (§ '18) abgeschlossen werden.

(3) Die Zulassung zu Modulprüfungen ist innerhalb einer vom Prüfungsausschuss festgesetzten Frist in der
Regel r]ber das Online-Verfahren zu beantragen. Bei technischen Fehlern oder gesonderter vorheriger Ankün-
digung hat die Beantragung der Zulassung schriftlich zu erfolgen.

(4) Das in dem Zulassungsantrag genannte Wahlpflichtfach, in dem die Kandidatin oder der Kandidat eine Mo-

dulprüfung ablegen will, ist mit dem ersten Prüfungsversuch und in Fällen des § 11 Absatz 1 Satz 1 und 3 ver-

bindlich festgelegt. lnnerhalb eines Semesters (sechs bis neun) kann die oder der Studierende das Wahlpflich!
fach jeweils einmal wechseln, spätestens nach dem ersten nicht bestandenen Versuch.

(5) Bei der Beantragung der Zulassung zu den Modulprüfungen sind auf Verlangen folgende Unterlagen beizu-

iügen oder bis zu eineÄ vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits

f rüher vorgelegt wurden:

1. die Nachweise über die in den Absätzen 1 und 2 genannten zulassungsvoraussetzungen,
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung entsprechender Prüfungen, . .

3. eine Erklarun! über bisheriÖe Versuche zur Ablegung einer Bachelorprüfung im gleichen. Studiengang,

4. im Falle münalicher PrUfungen gemäß § 17 Absatz 5 eine Erklärung dartiber, ob einer Zulassung von

Zuhörerinnen oder ZuhÖrern widersprochen wird.

lst es der Kandidatin oder dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche Unterlage in der vorge-

schriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsaiusschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu fÜh-

ren.

(6) Der Antrag auf Zulassung zu einer Modulprüfung ist verbindlich. Er kann in der Regel über das online-

V"rt r,r"n bei Modulprüfungän in Form einei KtauJur (§ 15), einer Klausurarbeit im Antwortwahlverfahren

19 to1, etner mündticÄen prüfung (§ 17) oder einer Etektänisch gestü zten Prüfung,(§ l-8) bis spätestens eine

Woc-(ä ro.ae, festgesetzten eiil,r"ung&ermin bei Modulprtlfung-en in Form einer Hausarbeit (§ 19) bis zu ei-

nem zu Beginn der z-ugehörigen Lehrieranstaltung festgesetzten Termin ohne Angabe von Gründen und ohne

Änr"Jnrn! auf die Z;ht Oeimogltnen Prüfungsiersuähe zurückgenommen w.erden. Bei technischen Fehlern

oä"i g".onä"rt"r ,orheriger Ankü-ndigung hat die Rücknahme des Antrags schriftlich zu erfolgen'

(7) über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. .Die Bekanntgabe der Zulassung durch Aushang

ädei anOer" hochschuitibliche Medien (zum Beispiel lnternet) ist ausreichend.

(8) Die Zulassung ist zu versagen, wenn

1. die in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen nicht erftillt sind oder

2. die Unterlagen unrorrsianOffinä ,nO ni"nt bis zu deir vom Prtlfungsausschuss festgesetzten Termin

ergänzt werden oder
3. die Kandidatin oder der Kandidat in dem gewählten studiengang an einer Hochschule im Geltungsbe-

reich des Grundgesetzei eine nach dei Prufungsordnung erforderliche Prüfungsleistung endgültig

nicht bestanden n"t. O"t glli 
"nt.prechend 

für Siüdiengange, die eine erhebliche inhaltliche Nähe zu

dem Bachelorverbundstudüngang Wirtschaftsingenieuntesen aufweisen'

§14
Durchf ührung von ModulPrüfungen

(1) Die Modulprüfungen in Form einer Klausurarbeit (§ 15), einer Klausurarbeit im Antwortwahlverfahren (§ 16)

und einer elektronisch gestützten Prüfung (§ 18) finden in den für den verbundstudiengang wirtschaftsrngeni-

eurwesen vorgesehenen pra."n.pnÄJn"uäi o"ri u"tuirigt"n Fachhochschulen in der Regel aufgaben- und zeit-

oteich statt. Die Zeiträume tü1. ää fvf oOrf prUtrng"n *"räen vom Prüfungsausschuss festgesetzt und sollen für

ü""ä" iär".o"q"ti umfassenden Zeitraum imVoraus bekannt gegeben werden'

(2) Der Prüfungstermin wird rechtzeitig, in der Regel

üet<annt gegeUän. Die Bekanntgabe durch Aushang

ausreichend.

mindestens vier Wochen vor der betreffenden Prüfung'

oder andere hochschulÜbliche Medien (z'B' lnternet) ist
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(3) Die Kandidatin oder der Kandidat hat sich auf Verlangen der oder des Prüfenden oder der aufsichtführenden
Person mit einem amtlichen Ausweis mit Lichtbild auszuweisen.

(4) Prüfungsergebnisse werden jeweils spätestens sechs Wochen nach dem Prüfungstermin bekannt gegeben.

5) Macht eine Kandidatin oder ein Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er bzw. sie wegen
einer chronischen Krankheit oder einer Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 'l SGB lX nicht in der Lage ist, die
Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form oder innerhalb der vorgesehenen Prüfungs-
fristen abzulegen, gestattet der bzw. die Vorsitzende des Prüfungsausschusses die Erbringung gleichwertiger

Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder in einer anderen Form; entsprechendes
gilt für Studienleistungen. Bei diesen Entscheidungen ist die bzw. der Beauftragte für die Belange Studierender
mit Beeinträchtigung gemäß § 62 b Hochschulgesetz NRW zu beteiligen. Zur Glaubhaftmachung einer chroni-
schen Krankheii odar Behinderung kann die Vorlage geeigneter Nachweise verlangt werden. Der Antrag auf
Gewährung eines prüfungsrechtlichen Nachteilsausgleichs ist schriftlich rechtzeitig vor der Prüfung an die Vor-

sitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten.

xr","irllo"it"n

(1) Klausurarbeiten sind schriftliche Prüfungen, die unter Aufsicht stattfinden.

(2) ln der Klausurarbeit soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit

mit beschrankten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des jeweiligen Prüfungsfachs fachbezogene Aufga-

ben löSen und/oder ein Thema bearbeiten-kann. Außerdem soll festgestellt werden, ob die Kandidatin oder der

Kandidat über das erforderliche Grundlagenwissen im jeweiligen Prüfungsfach verfügt.

(3) über die Zulassung der Hilfsmittel, die bei einer Klausurarbeit verwendet werden dürfen, entscheidet die

oder der prüfende. Eine Liste der zugelassenen Hilfsmittel ist gleichzeitig mit der Ankündigung des Prüfungs-

termins bekannt zu geben.

(4) Die Bearbeitungsdauer einer Klausurarbeit beträgt je nach Modulgröße fünfundvierzig Minuten bis vier Zeit-

stunden.

(5) Die Prüfungsaufgabe einer schriftlichen Prüfungsleistung wird in der Regel nur von einer oder einem Prü-

ienOen testgetägt. lrifacnlich begründeten Fällen, iÄsbesondere wenn in einem Prüfungsfach mehrere Fachge-

Oi"te zus",ime"nt ssend geprUfi'werden, kann die Prüfungsaufgabe alch von mehreren Prüfenden gestellt

werden. ln diesem Fall legen die Prüfenden die Gewichtung dei Anteile an der Prüfungsaufgabe vorher ge-

meinsam fest. Ungeachteader Anteile und ihrer Gewichtung beurteilen alle Prüfenden die gesamte Prüfungs-

aufgabe. Die aewärtung leoer ooäileoes Prüfenden wird enisprechend der vorher festgelegten Gewichtung der

Äntää-u"iu.xri.trtigt. öär erutungsausscnuss kann wegen der Besonderheit eines Fachgebietes bestimmen'

däis prUfende nur din Teil der Prüfungsaufgabe bewerten, der ihrem Fachgebiet entspricht.

(6) Klausurarbeiten können ganz oder teilweise in Form des Antwortwahlverfahrens (§ '16) durchgeführt werden

§16
Klausurarbeiten im Antwortwahlverfahren

(1) Schriftliche Prüfungen können ganz oder teilweise auch in Form des Antwortwahlverfahrens durchgeführt

werden. Hierbei haben die randidäfinnen und Kandidaten unter Aufsicht schriftlich gestellte Fragen durch die

Ä"gäü" u"i frii zutreffeno o"trnJ"n"n Änt*orten aus einem Katalog vorgegebener Antwortmöglichkeiten zu

lösen. Das Antwortwahlverfahren kommt in dazu geeigneten Modülen auf Antrag der Prüfenden und mit

Zustimmung des Prüfungsausschusses zur Anwendung.

(2) Die Prüfungsfragen müssen auf die mit dem betreffenden Modul zu vermittelnden Kenntnisse und

är-ialifixationen äug"it"ttt sein und zuverlässige prüfungsergebnisse ermöglichen. Die Prüfungsfragen müssen

zweifelsfrei zu versltehen sein und eindeutig beantwortet werden kÖnnen

l0



(3) Die Festlegung der Prüfungsfragen und der vorgegebenen Antwortmöglichkeiten (Prüfungsauf-gaben) und

der Bewertungsmodalitäten erfolgt durch zwei Prüfende vor dem Prüfungstermin. Dabei ist auch schriftlich fest-
zuhalten, welche der Antwortmöglichkeiten als zutreffende Lösung der Prüfungsfragen anerkannt werden. Ab-
weichend von § 9 Absatz 1 reicht bei schriftlichen Prüfungen im Antwortwahlverfahren die Bewertung durch
einen Prüfenden auch in den Fällen aus, in denen über das Fortführen des Studiums entschieden wird.
lm Zuge der Bewertung der Prüfungsleistungen darf keine der Aufgaben mit einer negativen Punktzahl bewertet
werden.

(4) Die Bewe(ung hat zusätzlich folgende Angaben zu enthalten:
a) die Zahl der gestellten und die Zahl der von

beantworteten Prüfungsfragen,
b) die Zahl der von der Kandidatin oder dem Kandidaten nicht zutreffend beantworteten

der Kandidatin oder dem Kandidaten zutreffend

Prüfungsfragen,
c) im Fallä deJZutreffens mehrerer Antwortmöglichkeiten auf eine Prüfungsfrage die Zahl der von der

Kandidatin oder dem Kandidaten zutretfend gegebenen und die Zahl der nicht oder nicht zutreffend

gegebenen Antworten innerhalb der Prüfungsaufgabe,
d) die absolute und relative Bestehensgrenze,
ei die erforderliche Mindestzahl zutreffend zu beantwortender Prüfungsfragen, die für das Bestehen

der prüfung erforderlich ist beziehungsweise für das Erreichen einer bestimmten Note mindestens

zu fordern ist,
f) die von der Kandidatin oder dem Kandidaten ezielte Note

(5) Ergibt sich nach Durchführung der Prüfung, dass einzelne Prüfungsfragen oder Antwortmöglichkeiten

ienrc*'än sind, gelten die betreffelnden Prüfungsfragen als nicht gestellt. oie Zahl der Prüfungsaufgaben

vermindert sich äntsprechend, bei der Bewerturig isidie verminderte Aufgabenzahl zugrunde zu legen Die

v"rrinol*ng der irufungsaufgaben darf sich nicht zum Nachteil der Kandidatin oder des Kandidaten

auswirken.

(6) Die Musterlösung und das Notenschema müssen zu Beginn der Klausurarbeit fertig gestellt sein

(7) Für Klausurarbeiten im Antwortwahlverhalten gilt §15 Absatz 1, 2, 3 und 4 entsprechend'

§17
Mündliche Prüfungen

(1) ln der mündlichen Prüfung Soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er im jeweiligen

irTi:i".git"ih di" zrr"r.un[ange eirennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge einordnen

r.rnn. Ärß"rd", soll festgestelliü"rJen, ou die Kandidatin o-der der kandidat über das erforderliche Grundla-

genwissen im Jeweiligen Prüfungsfach verfügt.

(2) lm Rahmen der mündlichen Prüfung kÖnnen in angemessenem umfang auch Aufgaben zur schriftlichen

Behandlung gestellt werden, wenn aaduircn der mündlicle Charakter der Prüfung nicht.aufgehoben wird Dar-

über hinaus können von oer ranJiariin oder dem Kandidaten benannte, eingegrenzte Themen geprüft werden;

Jär xanoioatin oder dem ranoiJaten iorr celegenheit gegeben werden, sich hierzu zusammenhängend zu äu-

ßern. Die mündliche erutung oauert 1e-XänOiOain oderka-ndioat mindestens 15 Minuten, maximal 45 Minuten'

(3) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor einer oder einem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines

i;;[ü;;ü;; eeisiEänoen oa"i voi me6ären Prüfenden (Kollegialprüfung) als Gruppenprü.fungen oder als

Einzetprüfungen abgetegt. v"r O"iE"ri."ürng oer l',lote nat die 6der der Prüfende die Beisitzende oder den

Beisitzer oder die anderen prufenoen zu horenl ln fachlich begründeten Fällen, insbesondere wenn die lnhalte

des prüfungsmoduls von mehreä-t-etrienoen vermittelt worden sind, kann die Priifung von mehreren prüfen-

den personen abgenommen *ärO"n.-örUui ptüft jede nur den von ihr vermittelten Anteil der lnhalte des Prü-

funosmoduls. ln diesem rarr reg;n ;ie oie Gewictrting der Anteile vor Beginn der Prüfung gemeinsam fest Die

lü"iää1","i,iäoi,ioi.äi ä,!iui'.iJiä;;;;;üü;ii."hen Mitter der eäwichteten Noten der Anteire Hierbei

wird nur die erste Stelle ninter äJm'üo-mmä bertict<sichtigt, alle weiterei Stellen werden ohne Rundung gestri-

chen.

(4) Die wesenflichen Gegenstände und Ergebnisse der-Prüfung, insbesondere die ftlr die Benotung maßgebli-

chen Tatsachen, sino in etnem pioiorott tästzuiratten. Das Erg-äbnis der Prüfung ist der Kandidatin oder dem

irnoiOut"n im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu geben'

ll



(5) Studierende, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterziehen wollen, werden
nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörerinnen oder Zuhörer zugelassen, sofern die Kandidatin
oder der Kandidat bei der Meldung zur Prüfung nicht widersprochen hat. Die Zulassung erstreckt sich jedoch
nicht auf die Beratung und die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Kandidatin oder den Kandidaten.

Etektronisch g""tüt t"§Jfitungen (E-Ktausuren)

(1) Schriftliche Pri.ifungen können ganz oder teilweise in elektronisch gestützter Form durchgeführt werden (E-
Klausuren). Sie lehnen sich organisatorisch an die Durchfuhrung von Klausurarbeiten im Sinrie des § 15 an und
werden in Präsenzform durchgeführt und beaufsichtigt. Die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben duich die Stu-
dierenden sowie die automatische oder automatisierte Bewertung erfolgian elektroniicheriGeräten.

(2) Elektronisch gestützte Klausuren werden in der Regel von zwei Prüferinnen oder prüfern erarbeitet. Sie
kÖnnen insbesondere die Bearbeitung von Freitextaufga6en, von Lückentexten oder Zuordnungsaufgaben vor-
sehen; im Falle der Gestaltung im AntwortwahlverfahrJn stnd die Regelungen des § 16 zu Oeacnten.

(3) vor der Durchführung von E-Klausuren ist sicherzustellen, dass die elektronischen Daten eindeutig identifi-ziert sowie unverwechselbar und dauerhaft den Kandidatinnen oder Kandidaten zuqeordnet werden können.Die Prüfungskandidaten erklären sich mit der speicherung uno üoertralunjJil #;;;;i;"rbundenen ver-vielfältigung der Krausur, die mit dieser prüfungsiorm einhJrgehen, einveistaiden.

(4) Art und umfang und ort der elektronisch gestützten Prüfung werden zu Beginn der Lehrveranstattung vondem oder der Lehrenden bekannt gegeben. Dän Studierenden wird vor der prufüng im nätrren oe, Lehrveran-staltung ausreichend Geleoenheit gegeben, sich mit dem elektroniscrren erurunls"sy.t", ,"ii"rt zu machen.Die datenschutzrechtlichen- Bestimhingen sina 
"inrrn"rt"n. 

rin system zur Durchführung von elektronischgestützten Prüfungen muss die folgenden Anforderungen erfüllen:
Die Ein- und Ausgabe der Aufgabän und ihre Beantwärtrnq ;rforst auf elektronischem Wege. Jeder Studieren-de muss sich zu Beginn der Prüfung am System anmeldenl Dabei muss die ldentität durch Benutzername undPasswort oder hochwertigere Authe;tifizierung.r"rfihi";üo"rprüft werden. Die Bearbeitungizert beginnt nachder errotsreichen Anmerduno am system und-endet 

"""h 
Äoü;i;;;i;;j;;i"!ä, a!"äälXüllrr".. Der oderdie studierende muss währänd dei Bearbeitunlsiält o]ä n,lägiiJnk"it haben. seine oder ihre blsherigen Antwor-ten zu überprüfen und gegebenenfars zu ände;n. ur.,tt"ioii ,r.r, dem Ende oer Bearoeitunq muss das sys_tem dem studierenden eine Kopie seiner Beantwortu;fi ;;.. v;;;;;ü :i;ril"bi"r!'ä#''.",, vom systemsigniert werden, um ihre Beweiskraft s jchezustelien.

x"r§lot",,"n
(1) Hausarbeiten sind Ausarbeitungen von.in der Regel 1o bis 1s seiten umfang oder eine programmieraufga-
be oder eine.cAD-Zeichnunsserstärruns, die im naiÄen eirei 1"il;;r;;i;ilu;;il;ä* ä dieser ersteiltwerden sie kÖnnen durch einen Fach-vortrag von in der äeler ls bis 45 Minuten Dauer ergänzt werden. lnwelchen Moduren ein sorcher Fachvortrag erfo-rderrich i.t, *rriiÄ ruäorit r.oür"t'ä"r"äl -'"
(2) Für Hausarbeiten gilt s .1S Absatz 2 entsprechend.

(3),Über Art, umfang' zeitlichen RaJtmen und Ausführung der Hausarbeit entscheidet die oder der Lehrende imRahmen der Maßgabe des Absatz 1.

(4) Die Hausarbeit ist innerhalb einer von der oder dem Lehrenden festgelegten Frist bei der oder dem prüfen-den abzuliefern' zur Überprüfung der Hausarbeii i. Hi"or,"t "i 
plagiate ist neben der papierform immer einExemptar in erektronischer Form-abzugeben, * om. iärt" ,rä ziirüLii,rliri''äfu'ä; ?äilä, Die Frist istdurch Aushang oder andere hochsch-ulübliche nllgoi"r-i)rÄ ä"ispiel tnternet) bekannt zu machen und demPrüfungsausschuss in der Reoel 

.nach.der Terminfest."ü*g, .pat".ten" jedoäh zwei woctren vor dem Abga-betermin bekannt zu machen.'Bei der Abgabe oer scnriftliJe"n iLusarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidatschriftlich zu versichern, dass sie ihre ooär er setne Äio",i- u"iäinu,. cruppenarneli inren ää"is'"inen 
"ntspre-chend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - setostanotgingeiertilt uno reirie ,"J"i"" äü oi" ,nilgeoenen uno
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bei Zitaten kenntlich gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Der Abgabezeitpunkt der schriftlichen
Hausarbeit ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit durch die Post ist der Zeitpunkt der Einliefe-
rung bei der Post maßgebend. Wird die Hausarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als mit ,,nicht ausrei-
chend" (5,0) bewertet.

§20
Studienleistungen

(1) ln Modulen, die mit einer Modulprüfung in Form einer Klausurarbeit, einer Klausurarbeit im Antwortwahlver-
fahren, einer E-Klausur oder einer mündlichen Prüfung abschließen, können in den einzelnen Lehrveranstaltun-
gen Studienleistungen verlangt werden, soweit diese in § 21 vorgesehen sind. Studienleistungen können in
mündlicher, schriftlicher oder elektronischer Form abgelegt werden. Studienleistungen können insbesondere
sein: Klausurarbeiten, Referate, Hausarbeiten, Lerntagebücher, Praktika, praktische Übungen, regelmäßige
Teilnahme und aktive Mitarbeit in Übungen, mündliche Leistungsprüfungen, Protokolle. Soweit die Art der Stu-
dienleistungen nicht in der Prüfungsordnung oder in den Modulbeschreibungen definiert ist, wird sie von der
oder dem Lehrenden jeweils zu Beginn der Veranstaltung bekannt gemacht. Studienleistungen müssen nach
fristgerechter Bearbeitung der gestellten Aufgaben mit ,,bestanden" oder ,,nicht bestanden" bewertet werden.
Voraussetzung für die Teilnahme an der Modulprüfung ist die erfolgreiche Teilnahme an allen in diesem Modul
geforderten Studien leistungen.

(2) Für die Erbringung von Studienleistungen findet bei einer chronischen Krankheit oder einer Behinderung im
Sinne von § 2 Absatz 1 SGB lX des Kandidaten die Vorschrift des § 14 Absatz 4 entsprechend Anwendung.

Teil 3 DAS STUDIUM

§21
Modulprüfungen des Studiums; Zulassungsvoraussetzungen

ln den folgenden Modulen ist je eine Modulprüfung abzulegen:

Allgemeine Betriebswirt-
schaftslehre

1. Sem. 5 1. Sem.

Projektmanagement 1. Sem. 5 1. Sem.

Physik 1

Physik 2
1. Sem. 5 2. Sem. Studienleistung (Praktikum)

2. Sem. 5

Mathematik 1 1. Sem. 5 1. Sem.

Managementkompetenz 2. Sem. 5 2. Sem. Hausarbeit

Rechnungswesen 1 (extern)
Rechnungswesen 1 (intern)

2. Sem. 5 3. Sem.

3. Sem 5

Mathematik 2 inkl. Statistik 2. Sem. 5 2. Sem.

Grundlagen der lnformatik und
Programmierung 1

3. Sem. 5 3. Sem. Studienleistung (Praktikum)

Technische Mechanik 3. Sem. 5 3. Sem.

lnternationale Volkswirt-
schaftslehre

3. Sem. 5 3. Sem.

Grundlagen der lnformatik und
Proqrammieruno 2

4.Sem. 5 4. Sem. Studienleistung (Praktikum)

Seminar Betriebswirtschaft s-
lehre

4. Sem. 5 4. Sem. Hausarbeit

Grundlagen des Konstruierens 4. Sem. 5 4. Sem.

Business Communication 4. Sem. 5 4. Sem. Studienleistung (Praktikum)
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Controlling 5. Sem. 5 5. Sem.

Werkstoffkunde und -prüfung 5. Sem 5 5. Sem Studienleistung (Praktikum)

Grundlagen der Elektrotechnik
und Elektronik

5. Sem. 5 5. Sem Studienleistung (Praktikum)

Datenbanken 5. Sem. 5 5. Sem. Studienleistung (Praktikum)

Marketing 1 6. Sem. 5 6. Sem.

Automatisierungstechnik 6. Sem. 5 6. Sem. Studienleistung (Praktikum)

Web-Anwendungen 6. Sem 5 6. Sem Hausarbeit

Wahlpflichtmodule 6. Sem. Es ist ein Modul zu wählen

U nternehmenssimulation 6. Sem. 5 6. Sem. Studienleistung (Praktische Übung)

Grundlagen der Verfahrens-
technik

6. Sem. 5 6. Sem.

lnformations- und Kommunika-
tionssysteme

6. Sem. 5 6. Sem. Studienleistung (Praktikum)

Operations Management 1 7. Sem 5 7. Sem.

Qualitätsmanagement 7. Sem 5 7. Sem.

Wahlpflichtmodule 7. Sem. Es ist ein Modul zu wählen

Marketing 2 7. Sem, 5 7. Sem.

lnternet of Things loT / lndus-
trie 4.0

7. Sem. 5 7. Sem.

Software Engineering 7. Sem. 5 7.Sem. Studienleistung (Praktikum)

lnvestition & Finanzierung 7. Sem. 5 7.Sem.

Fertigungsverfahren 1

Fertigungsverfahren 2
7. Sem.
8. Sem.

5
5

8. Sem. Studienleistung (Praktikum)

lnternationales Management 8. Sem. 5 8. Sem.

Recht 8. Sem. 5 8. Sem

Wahlpflichtmodule 8. Sem. Es ist ein Modul zu wählen

Vertrieb 8. Sem. 5 8. Sem

Operations Management 2 8. Sem. 5 8. Sem.

Einführung in die 3D-
Konstruktion

8. Sem. 5 8. Sem. Hausarbeit

Digitale Transformation 8. Sem. 5 8. Sem. Hausarbeit

Geschäft sprozessmanage-
ment

8. Sem. 5 8. Sem. Hausarbeit

Wahlpflichtmodule 9. Sem. Es ist ein Modul zu wählen

Seminar Marktforschung 9. Sem. 5 9. Sem. Hausarbeit

Seminar Operations Manage-
ment

9. Sem. 5 9. Sem. Hausarbeit

Seminar Fertigungstechnik 9. Sem. 5 9. Sem. Hausarbeit

Seminar lnformatik 9. Sem. 5 9. Sem. Hausarbeit

lnnovationsmanagement 9. Sem. 5 9. Sem.

* Die Prüfungsform ist im Modulhandbuch geregelt

§22
Bachelorarbeit

(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat befähigt ist, innerhalb einer vorgege-

benen Frist eine praxisorientierte Aufgabe aus ihrem oder seinem Fachgebiet selbständig mit den erprobten

wissenschaftlichen und fachpraktischen Methoden zu bearbeiten. Der Umfang der Bachelorarbeit sollte etwa 40

Textseiten ä 35 Zeilen betragen.
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(2) Die Bachelorarbeit kann von jeder Professorin oder jedem Professor, die oder der gemäß § 7 Absatz '1 prü-
fungsberechtigt ist, ausgegeben und betreut werden. Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann der
Prüfungsausschuss auch eine Honorarprofessorin oder einen Honorarprofessor oder eine mit einem entspre-
chenden Lehrauftrag betraute Person gemäß § 7 Absatz 1 zur Betreuung der Bachelorarbeit bestellen. Der
Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für die Themenstellung der Bachelorar-
beit zu machen.

(3) Auf Antrag sorgt der Prüfungsausschuss dafür, dass die Kandidatin oder der Kandidat rechtzeitig ein Thema
für die Bachelorarbeit erhält

(4) Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungsleis-
tung zu bewertende Beitrag der einzelnen Kandidatin oder des einzelnen Kandidaten aufgrund der Angabe von
Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung ermöglichen,
deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllt.

§23
Zulassung zur Bachelorarbeit

(1) Zur Bachelorarbeit wird auf Antrag zugelassen, wer

1. an einer der beteiligten Hochschulen für den Verbundstudiengang Wirtschaftsingenieuruesen einge-
schrieben oder als Zweithörerin oder als Zweithörer gemäß § 52 Absatz 2 HG zugelassen ist,

2. alle Modulprüfungen bis zum fünften Fachsemester (einschließlich) gemäß § 21 bestanden hat und
insgesamt in den Modulprüfungen des Studiums (s 21) 135 Leistungspunkte erworben hat.

(2) Der Antrag auf zulassung zur Bachelorarbeit soll in der Regel zum Ende des achten Fachsemesters erfoF
gen. Er ist schriftlich an den Prüfungsausschuss zu richten. Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen,
sofern sie nicht bereits früher vorgelegt wurden:

1. die Nachweise über die in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen,
2, eine Erklärung über bisherige Versuche zur Bearbeitung einer Bachelorarbeit und zur Ablegung der Ba-
chelorprüfung in dem gewählten Studiengang und gegebenenfalls einer Bachelorprüfung in einem Studiengang,
der eine erhebliche inhaltliche Nähe zu dem Bachelorverbundstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen aufweist.
Dem Antrag soll eine Erklärung darüber beigefügt werden, welche prüfungsberechtigte Person zur Betreuung
der Bachelorarbeit bereit ist.

(3) Der Antrag auf zulassung kann schriftlich bis zur Bekanntgabe der Entscheldung über den Antrag ohne An-
rechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen werden.

(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn

1. die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder
2. die in Absatz 2 genannten Unterlagen unvollständig sind oder
3. im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine entsprechende Bachelorarbeit der Kandidatin oder des

Kandidaten ohne Wiederholungsmöglichkeit als ,,nicht ausreichend" (5,0) bewertet worden ist oder ei-
ne der in Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 genannten Prüfungen endgültig nicht bestanden wurde.

§24
Ausgabe, Bearbeitung, Abgabe und Bewertung der Bachelorarbeit

(1) Die Ausgabe und die Festlegung der Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit erfolgt durch den Prüfungsaus-
schuss. Das Thema der Bachelorarbeit wird von der die Bachelorarbeit betreuenden Person gestellt. Als Zeit-
punkt der Ausgabe gilt der Tag, an dem das gestellte Thema der Kandidatin oder dem Kandidaten bekannt
gegeben worden ist; der Zeitpunkt ist aktenkundig zu machen.

(2) Die Bearbeitungszeit (Zeitraum von der Ausgabe bis zur Abgabe der Bachelorarbeit) beträgt mindestens ein
und höchstens drei Monate. Das Thema und die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Ba-
chelorarbeit innerhalb der vorgegebenen Frist abgeschlossen werden kann. Auf einen vor Ablauf der Frist ge-
stellten begrtlndeten Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten kann der Prüfungsausschuss ausnahmsweise
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eine Nachfrist der Bearbeitungszeit von bis zu vier Wochen gewähren. Die Betreuerin oder der Betreuer der
Bachelorarbeit soll zu dem Antrag gehört werden.

(3) Das Thema der Bachelorarbeit kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Monats des Bearbeitungszeit-
raums ohne Angabe von Gründen zurückgegeben werden. lm Falle der Wiederholung gemäß § 10 Absatz 3
einer,,nicht ausreichend" bewerteten Bachelorarbeit ist die Rückgabe nur zulässig, wenn die Kandidatin oder
der Kandidat bei der Anfertigung ihrer oder seiner ersten Bachelorarbeit von dieser Möglichkeit keinen Ge-
brauch gemacht hat.

(4) lm Fall einer chronischen Krankheit oder Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 SGB lX der Kandidatin
oder des Kandidaten findet § 14 Absatz 5 entsprechende Anwendung.

(5) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß beim Prüfungsausschuss einzureichen. Der Abgabezeitpunkt der Bachelo-
rarbeit ist aktenkundig zu machen. Bei Zustellung der Arbeit durch ein Postbeförderungsunternehmen ist der
Zeitpunkt der Einlieferung bei diesem maßgebend. Bei der Abgabe der Bachelorarbeit hat die Kandidatin oder
der Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie ihre oder er seine Arbeit - bei einer Gruppenarbeit ihren oder
seinen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit - selbständig angefertigt und keine anderen als die
angegebenen und bei Zitaten kenntlich gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Um die Bachelorarbeit
im Hinblick auf Plagiate überprüfen zu können, ist neben der Papierform immer ein Exemplar in elektronischer
Form abzugeben, so dass Texte und Zitate entnommen werden können.

(6) Dle Bachelorarbeit ist von zwei Prüfenden zu bewerten, von denen eine oder einer Professorin oder Profes-
sor einer der am Verbundstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen beteiligten Fachhochschulen sein muss. Die
Betreuerin oder der Betreuer der Bachelorarbeit ist eine oder einer der Prüfenden. Die zweite prüfende Person
wird vom Prüfungsausschuss bestimmt. Bei nicht übereinstimmender Bewertung der Bachelorarbeit durch die
Prüfenden wird die Note der Bachelorarbeit aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gemäß § I
Absatz 4 gebildet, wenn die Differenz der beiden Noten weniger als 2,0 beträgt. Hierbei wird nur die erste De-
zimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Beträgt
die Differenz 2,0 oder mehr, wird vom Prüfungsausschuss eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer bestimmt. In
diesem Fall ergibt sich die Note der Bachelorarbeit gemäß § 9 Absatz 4 aus dem arithmetischen Mittel aller
Einzelbewertungen der drei Prüfenden. Hierbei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksich-
tigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Die Bachelorarbeit kann jedoch nur dann als aus-
reichend oder besser bewertet werden, wenn mindestens zwei der Noten ausreichend oder besser sind. Alle
Bewertungen sind schriftlich zu begründen. Die Bewertung der Bachelorarbeit ist der oder dem Studierenden
spätestens acht Wochen nach Abgabe der Arbeit mitzuteilen. Die Bekanntgabe der Bewertung durch hoch-
schulübliche Medien (zum Beispiel lnternet) ist ausreichend.

(7) Durch das Bestehen der Bachelorarbeit werden zwölf Leistungspunkte erworben.

§25
Kolloquium

(1) Das Kolloquium ergänzt die Bachelorarbeit und ist selbständig zu bewerten. Es dient der Feststellung, ob die
Kandidatin oder der Kandidat befähigt ist, die Ergebnisse der Bachelorarbeit, ihre fachlichen Grundlagen, ihre
fachübergreifenden Zusammenhänge und ihre außerfachlichen Bezüge mündlich darzustellen und selbständig
zu begründen sowie ihre Bedeutung für die Praxis einzuschätzen. Dabei soll auch die Bearbeitung des Themas
der Bachelorarbeit mit der Kandidatin oder dem Kandidaten erörtert werden.

(2) Zum Kolloquium kann die Kandidatin oder der Kandidat nur zugelassen werden, wenn

1. die Einschreibung an einer der beteiligten Fachhochschulen für den Verbundstudiengang Wirtschaft-
singenieurwesen oder die Zulassung als Zweithörerin oder als Zweithörer gemäß § 52 Absatz 2 HG

nachgewiesen ist,
2. wenn sie oder er im Studium 177 Leistungspunkte eMorben hat.

(3) Der Antrag auf Zulassung zum Kolloquium ist schriftlich an den Prüfungsausschuss zu richten. Dem Antrag
sind die Nachweise über die in Absatz 2 aufgeführten Zulassungsvoraussetzungen beizufügen, sofern sie dem
Prüfungsausschuss nicht bereits vorliegen. Ferner ist eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung
entsprechender Prüfungen sowie darüber, ob einer Zulassung von Zuhörerinnen oder ZuhÖrern widersprochen
wird, beizufügen. Die Kandidatin oder der Kandidat kann die Zulassung zum Kolloquium auch bereits bei der

Meldung zur Bachelorarbeit beantragen. ln diesem Fall erfolgt die Zulassung zum Kolloquium, sobald dem Prü-
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fungsausschuss alle erforderlichen Nachweise und Unterlagen vorliegen. Für die Zulassung zum Kolloquium
und ihre Versagung gilt im Übrigen § 23 Absatz 4 entsprechend.

(4) Das Kolloquium wird als mündliche Prüfung mit einer Zeitdauer von mindestens 30 Minuten, maximal 4s
Minuten durchgeführt und von den Prüfenden der Bachelorarbeit gemeinsam abgenommen und bewertet. lm
Fall des § 24 Absa? 6 Satz 6 wird das Kolloquium von den Prüfenden abgenommen, aus deren Einzelbewer-
tungen die Note der Bachelorarbeit gebildet worden ist. Für die Durchführung des Kolloquiums finden im übri-
gen die fllr mündliche Modulprüfungen geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.

(5) Durch das Bestehen des Kolloquiums werden drej Leistungspunkte erworben.

TEiI 4 ERGEBNIS DER BACHELORPRÜFUNG; ZUSATZMODULE

§26
Ergebnis der Bachelorprüf ung

(1) Die Bachelorprüfung ist bestanden, wenn in den nach dieser Bachelorprüfungsordnung vorgeschriebenen
Modulprüfungen 165 Leistungspunkte sowie durch die Bachelorarbeit und das Kolloquium '15 Leistungspunkte
erworben worden sind.

(2) Die Bachelorprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn eine der in Absatz 1 genannten Prüfungsleistungen
endgültig als "nicht ausreichend" bewertet worden ist oder als "nicht ausreichend" bewertet gilt. über die nicht
bestandene Bachelorprüfung wird ein Bescheid erteilt, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist.
Auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten stellt der Prüfungsausschuss eine Bescheinigung aus, die die
erbrachten Prüfungs- und Studienleistungen und deren Benotung sowie die zur Bachelorprüfung noch fehlen-
den Prüfungsleistungen enthält. Aus der Bescheinigung muss hervorgehen, dass die Kandidatin oder der Kan-
didat die Bachelorprüfung nicht oder endgültig nicht bestanden hat.

(3) Studierende, welche die Hochschule ohne Studienabschluss verlassen, erhalten auf Antrag ein Zeugnis
über die insgesamt erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen.

(4) Bei den folgenden Kombinationen von Wahlpflichtmodulen wird ein Studienschwerpunkt gebildet:

. Der Schwerpunkt Marketing wird gebildet, wenn die Wahlpflichtfächer

'l : Unternehmenssimulation

2: l\.4arketing 2

3: Vertrieb

4: Seminar Marktforschung

erfol g reich absolv iert wu rde n.

Der Schwerpunkt Operations Management wird gebildet, wenn die Wahlpflichtfächer

'l : Unternehmenssimulation

2: lnternet of Things loT / lndustrie 4.0

3: Operations Management 2

4: Seminar Operations l\4anagement

erfolgreich absolviert wurden.
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. Der Schwerpunkt Technik wird gebildet, wenn die Wahlpflichtfächer

1 : Grundlagen der Verfahrenstechnik

2: lnternet of Things loT / lndustrie 4.0

3: Einführung in die 3D-Konstruktion

4: Seminär Fertigungstechnik

erfolgreich absolviert wurden.

Der Schwerpunkt lnformatik wird gebildet, wenn die Wahlpflichtfächer

1 : lnformations- und Kommunikationssysteme

2: Software Engineering

3. Digitale Transformation

4: Seminar lnformatik

erfolgreich absolviert wurden.

Der Schwerpunkt Unternehmensführung wird gebildet, wenn die Wahlpflachtfächer

1 : Unternehmenssimulation

2. lnvestition & Finanzierung

3: Geschäftsprozessmanagement

4: lnnovationsmanagement

erfolgreich absolviert wurden.

§27
Gesamtnote, Zeugnis, Urkunde, Diploma Supplement

(1) Die Gesamtnote der Bachelorprufung wird aus den Noten der Bachelorarbeit (gewichtet mit 17%), des Kol-
loquiums (gewichtet mit 3%) und dem nach den Leistungspunkten gewichteten arithmetischen Mittel der Noten
der Modulprüfungen des Studiums (gewichtet mit 80%) gemäß § I Absatz 4 gebildet. Hierbei wird nur die erste
Dezimalstelle hinter dem Komma auf dem Zeugnis ausgewiesen und beim Festsetzen der Gesamtnote zugrun-
de gelegt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Bei überragenden Leistungen (Notendurch-
schnitt der Gesamtnote gleich oder besser als 1,3) wird abweichend von § I Absatz 4 das Gesamturteil ,,mit
Auszeichnung bestanden" erteilt.

(2) Über die bestandene Bachelorprüfung wird unverzüglich, möglichst innerhalb von sechs Wochen nach der
letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnjs ausgestellt. Das Bachelorzeugnis ist von der oder dem Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Das Bachelozeugnis wird mit dem Siegel der jeweiligen Hochschule
versehen und trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist.

(3) Das Zeugnis über die bestandene Bachelorprüfung enthält:

1. alle vorgeschriebenen Module des Studiums mit den dabei erzielten Noten und den zugehörigen
Leistungspunkten,

2. das Thema und die Note der Bachelorarbeit sowie die zugehörigen Leistungspunkte,
3. die Note des Kolloquiums sowie die zugehörigen Leistungspunkte,
4. die Gesamtnote der Bachelorprüfung gemäß Absatz 1,
5. die ECTS-Note der Bachelorprüfung gemäß Absatz 4,
6. gegebenenfalls den Studienschwerpunkt gemäß § 26 Absatz 4,
7. gegebenenfalls die Bezeichnungen und Noten der Prüfungen in Zusatzmodulen (§ 28).

Nach der jeweiligen Note ist in Klammern die gegebenenfalls gemäß § I Absatz 3 um 0,3 verminderte oder
erhöhte oder die gemäß § 9 Absatz 2 und 4 und die gemäß Absatz 1 als arithmetisches Mittel errechnete No-
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tenziffer anzugeben. Ferner ist der Verbundstudiengang WirtschaftsingenieuMesen anzugeben. Das Bachelor
zeugnis wird zweisprachig in Deutsch und in Englisch ausgestellt.

(4) Die Gesamtnote ist auch um eine Bewertung nach der EcTs-Bewertungsskala zu ergänzen.

(5) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird die Bachelorurkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. Darin
wird die Verleihung des Bachelorgrades ,,Bachelor of Science" beurkundet. Die Bachelorurkunde wird entweder
von der Präsidentin beziehungsweise dem Präsidenten oder der Leiterin beziehungsweise dem Leiter des
Fachbereichs oder der Einrichtung, der oder die das Studienangebot vertritt, und der oder dem Prüfungsbeauf-
tragten unterzeichnet und mit dem Siegel der jeweiligen Hochschule versehen.

(6) Als weiteres Dokument wird das Diploma Supplement ausgestellt, orientiert an den Maßgaben der Hoch-
schulkonferenz.

§28
zusatzmodule

(1) Die Kandidatin oder der Kandidat kann sich in weiteren als in den in der Bachelorprüfungsordnung vorge-
schriebenen l\ilodulen einer Modulprüfung unterziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis dieser Prüfungen wird auf
Ankag der Kandidatin oder des Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Ge-
samtnote gemäß § 27 nicht berücksichtigt.

(2) Als Prüfung in einem Zusatzmodul gilt auch, wenn die Kandidatin oder der Kandidat in dem nicht als Wahl-
prüfungsmodul bestimmten Wahlpflichtmodul gemäß § 21 eine Modulprüfung ablegt. ln diesem Fall gilt die zu-
erst abgelegte Prüfung als die vorgeschriebene Prüfung, es sei denn, dass die Kandidatin oder der Kandidat vor
der ersten Prüfung etwas anderes bestimmt hat oder von der Möglichkeit des Wechsels gemäß § 13 Absatz 4
Gebrauch gemacht hat.

(3) Wahlmodule werden in der Regel nicht mit einer Prüfung abgeschlossen. Sofern in einem Wahlmodul eine
Prüfung abgelegt wird, die nach Anforderung und Verfahren den Bestimmungen der §§ 13 bis 19 entspricht, gilt
dies als Prüfung in einem Zusatzmodul gemäß Absatz 2.

Teil 5 ScHLUSSBESTIMMUNGEN

§2e
Einsicht in die Praifungsakten

Nach Abschluss jeder Prüfungsleistung wird der Kandidatin oder dem Kandidaten auf Antrag bis zu einem Jahr
nach Eekanntgabe der Prüfungsergebnisse Einsicht in ihre oder seine jeweiligen Prüfungsunterlagen gewährt.

Ort und Zeit der Einsichtnahme werden von den Prüfenden geregelt.

§30
Ungültigkeit von Prüfungen

(1) Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses oder der Bescheinigung nach § 26 Absatz 2 Satz 3 bekannt, so kann der Prüfungs-

ausschusa nachträglich die Noten fur diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder
der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die Bachelorpri.ifung ganz oder teilweise für nicht

bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder
der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses oder

der Bescheinigung nach § 26 Absaz 2 Satz 3 bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der PrÜfung

geheilt. Hat dre Kändidatin oder der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der

Früfungsausschuss unter Beachtung des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen

über die Rechtsfolgen.
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(3) Ein unrichtiges Prüfungszeugnis oder eine unrichtige Bescheinigung nach § 26 Absatz 2 Salz 3 ist einzuzie-
hen. Gegebenenfalls ist ein berichtigtes Prüfungszeugnis bzw. eine berichtigte Bescheinigung zu erteilen.

(4) Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Absatz 2 Salz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung
des Prüfungszeugnisses oder der Bescheinigung nach § 26 Absatz 2 Salz 3 ausgeschlossen.

.. §31
lnkrafttreten ; U bergangs regelu ng ; Veröffentl ichung

(1) Diese Bachelorprüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 01.09.2019 in Kraft. Sie wird in der Amtlichen Be-
kanntmachung der Fachhochschule Südwestfalen - Verkündungsblatt der Fachhochschule Südwestfalen - den
Amtlichen Bekanntmachungen der Hochschule Bochum und der Fachhochschule Münster veröffentlicht.

(2) Die Regelungen dieser Bachelor-Prüfungsordnung gelten erstmals für die Studierenden, die im Winterse-
mester 201912020 im ersten Fachsemester im Verbundstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen eingeschrieben
sind. Für Studierende des Verbundstudiengangs Wirtschaftsingenieurwesen findet die Bachelor-
Prüfungsordnung (BPO) vom 29. August 2011,zuletztgeändertdurch die Ordnung vom 23. April2014, mitfol-
gender Maßgabe bis zum Ablauf des Sommersemesters 2025 weiterhin Anwendung:

Die jeweiligen Prüfungen gemäß der Bachelor-Prüfungsordnung und dem Studienverlaufsplan können in dem
Prüfungszeitraum des nachfolgend aufgeführten Semesters letztmalig abgelegt werden:

Prüfungen in Modulen des 1. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 2. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 3. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 4. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 5. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 6. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 7. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 8. Fachsemesters:
Prüfungen in Modulen des 9. Fachsemesters:

Wi nte rseme ster 2020 I 21

Sommersemester 2021
Wi nte rseme ster 2021 I 22
Sommersemester 2022
Wi nte rseme ster 2022123
Sommersemester 2023
Wi ntersem e ster 2023 124

Sommersemester 2024
Wi ntersem e ster 2024 125

Die Bachelorarbeit und das Kolloquium gemäß der Bachelorordnung vom 29. August 2011, zuletzt geändert
durch die Ordnung vom 23. April2014, müssen bis zum 31.08.2025 abgeschlossen sein.

(3) Die Modulprüfungen gemäß § 21 werden erstmals in folgenden Semestern angeboten:

Rechnungswesen 1 (extern)
Rechnungswesen 1 (intern)
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Module Erstmaliges Angebot der
Modulorüfuno

Allqemeine Betriebswirtschaft slehre ws 2019/20

Projektmanagement ws 2019/20

Physik 1

Physik 2
ss 2020

Mathematik 1 ws 2019/20

Manaoementkompetenz ss 2020

ws2020t21

Mathematik 2 inkl. Statistik ss 2020

Grundlagen der lnformatik und
Proqrammierunq 1

ws2020t21

Technische Mechanik ws2020121

I nternationale Volkswirtschaftslehre ws2020121

Grundlagen der lnformatik und
Proqrammierunq 2

ss 2021

Seminar Betriebswi rtschaftslehre ss 2021

Grundlaqen des Konstruierens ss 2021

Business Communication ss 2021



Controlling ws2021122

Werkstoffkunde und -prüfung ws2021122

Grundlagen der Elektrotechnik und
Elektronik

ws2021122

Datenbanken ws2021t22
Marketing 1 ss 2022

Automatisierungstechnik ss 2022

Web-Anwendungen ss 2022

Operations Management'l ws2022123

Qualitätsmanagement ws2022123

Fertigungsverfahren 1

Fertiqunqsverfahren 2
ss 2023

I nternationales Management ss 2023

Recht ss 2023

1 : Unternehmenssimulation ss 2022

2: Marketing 2 ws2022123

3: Vertrieb ss 2023

4: Seminar Marktforschung ws2023124

1 : Unternehmenssimulation ss2022

2: lnternet of Things loT / lndustrie
4.0

ws2022123

3: Operations Management 2 ss2023

4: Seminar OPerations Management ws2023124

1: Grundlagen der Verfahrenstech-
nik

ss2022

2: lnternet of Things loT / lndustrie
4.0

ws2022123

3: Einführung in die 3D-Konstruktion ss2023

4: Seminar Fertigungstechnik ws2023124

1: lnformations- und Kommunikati-
onssysteme

ss2022

2: Software Engineering ws2022123

3. Digitale Transformation ss2023

4: Seminar lnformatik ws2023t24

1 : Unternehmenssimulation ss2022

2. lnvestition & Finanzierung ws2022t23

3: GeschäftsProzessmanagement ss2023

4: lnnovationsmanagement ws2023124
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Wahlpflichtmodule

Wahlpfl ichtmodule (SchwerPunkt
Marketinq)

Wahlpfl ichtmodule (SchwerPunkt
Ooerations Management)

Wahlpfl lchtmodule (SchwerPunkt
Technik)

Wahlpfl ichtmodule (SchwerPunkt
lnformatik)

Wahlpfl ichtmodule (SchwerPunkt
Unternehmensführung)



Diese Bachelorprüfungsordnung wird nach Überprtlfung durch das Rektorat der Fachhochschule Südwestfalen,
des Präsidiums der Fachhochschule Münster sowie des Präsidiums der Hochschule Bochum aufgrund des
Beschlusses des Fachausschusses für den Verbundstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen vom
18. Mäz 2019 erlassen.

lserlohn, Bochum, Münster, den 23. Mai 2019

Fachhochschule Südwestfalen"'äo**
Professor Dr. Schuster

Hochschu le Bochum
Der Präsident

Fachhochschule Münster
Die Präsidentin
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